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Unterrichtung 
durch die Bundesregierung 

Empfehlung einer Verordnung (EWG) des Rates zum Abschluß des Handels-
abkommens zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
und der Volksrepublik China 

»EG-Dok. Nr. S/409/78 (COMER 38)« 

Empfehlung der Kommission an den Rat 

1. Der Rat hatte auf seiner Tagung vom 22. Novem-
ber 1977 die Richtlinien für die bevorstehenden Ver-
handlungen über den Abschluß eines Handelsab-
kommens mit der Volksrepublik China festgelegt. 
Auf dieser Grundlage wurden die Verhandlungen 
vom 30. Januar bis 3. Februar 1978 von der Kom-
mission und einer chinesischen Delegation geführt. 

2. Die Leitung der Delegation der Kommission 
hatte der Generaldirektor in der Generaldirektion 
Auswärtige Beziehungen der Kommission, Sir Roy 
Denman; die chinesische Delegation wurde vom 
Direktor der dritten Abteilung des Außenhandels-
ministeriums, Sun Sou-Chang, geleitet. 

3. Die ausgehandelte französische Fassung des 
Handelsabkommens zwischen der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und der Volksrepublik 
China ist den Vertretern der Mitgliedstaaten im 

besonderen Ausschuß nach Artikel 113 bereits zur 
Verfügung gestellt worden. 

4. Das Abkommen entspricht dem Ergebnis der 
Verhandlungen zwischen der Gemeinschaftsdelega-
tion und der chinesischen Delegation. Es stimmt mit 
den Richtlinien überein, die der Rat auf seiner Ta-
gung vom 22. November 1977 erlassen hatte. 
Die Kommission ist somit der Auffassung, daß sie 
die ihr vom Rat übertragene Aufgabe erfüllt hat. Die 
Kommission empfiehlt daher dem Rat, die Verfah-
ren für die Unterzeichnung und den Abschluß des 
Abkommens mit China einzuleiten. 

5. Für den Abschluß und die Inkraftsetzung des 
Abkommens unterbreitet die Kommission dem Rat 
beiliegend, 
— eine Empfehlung für eine Verordnung zum Ab-

schluß des Handelsabkommens zwischen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der 
Volksrepublik China. 
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Empfehlung für eine Verordnung (EWG) des Rates zum Abschluß des Handelsabkommens 
zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Volksrepublik China 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN 

GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 113, 

auf Empfehlung der Kommission, 

in der Erwägung, daß das in Brüssel am 	 
unterzeichnete, zwischen der Europäischen Wirt

-

schaftsgemeinschaft und der Volksrepublik China 
ausgehandelte Handelsabkommen zu schließen ist — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Das Handelsabkommen zwischen der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und der Volksrepublik 
China wird im Namen der Gemeinschaft angenom

-

men; der Wortlaut des Abkommens ist dieser Ver-
ordnung beigefügt. 

Artikel 2 

Der Präsident des Rates wird die in Artikel 11 des 
Abkommens vorgesehene Notifizierung vornehmen. 

Artikel 3 

Die Gemeinschaft wird in dem in Artikl 9 des Ab-
kommens vorgesehenen Gemischten Ausschuß durch 
die Kommission vertreten, die von Vertretern der 
Mitgliedstaaten unterstützt wird. 

Artikel 4 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge-
meinschaften in Kraft. 
Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind-
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes-
kanzleramtes vom 7. März 1978 – 14 – 680 70 – E – Ha 104/78: 

Diese Empfehlung ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemein-
schaften vom 22. Februar 1978 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften über-
mittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu der genannten 
Kommissionsempfehlung ist nicht vorgesehen. Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu 
rechnen. 



Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 	Drucksache 8/1686 

Handelsabkommen zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
und der Volksrepublik China 

Der Rat der Europäischen Gemeinschaften und die 
Regierung der Volksrepublik China, in dem Wun-
sche, auf der Grundlage der Gleichheit und der bei-
derseitigen Vorteile der Vertragsparteien, den Wirt-
schafts- und Handelsverkehr zu fördern und ihren 
Beziehungen neue Impulse zu geben, haben be-
schlossen, das nachstehende Abkommen zu schließen: 

Artikel 1 

Die beiden Vertragsparteien werden sich bemühen, 
ihren Warenaustausch im Rahmen der jeweils gel-
tenden Gesetze und Regelungen zu fördern und zu 
intensivieren. 

Zu diesem Zwecke bestätigen sie ihre Bereitschaft, 
a) alle zweckdienlichen Maßnahmen zu treffen, um 

günstige Voraussetzungen für den Handelsver-
kehr zwischen ihnen zu schaffen; 

b) ihr Möglichstes zu tun, um im Hinblick auf eine 
stärkere Diversifizierung des Warenaustausches 
die Struktur ihres Handels zu verbessern; 

c) jeweils die Vorschläge der anderen Vertrags-
partei vor allem im Gemischten Ausschuß wohl-
wollend zu prüfen, um den Warenaustausch zwi-
schen ihnen zu erleichtern. 

Artikel 2 

1. Die beiden Vertragsparteien gewähren sich in 
ihren Handelsbeziehungen die Meistbegünstigung 
bei den 

a) Zöllen und Abgaben jeder Art, die bei der 
Einfuhr oder Ausfuhr erhoben werden, ein-
schließlich der Einzelheiten der Erhebung 
dieser Zölle und Abgaben; 

b) Regelungen, Verfahren und Formalitäten für 
die Zollabfertigung, den Transit, die Lagerung 
und die Umladung der ein- oder ausgeführten 
Erzeugnisse; 

c) Steuern oder sonstigen inländischen Abgaben, 
die direkt oder indirekt auf die ein- oder aus-
geführten Erzeugnisse und Dienstleistungen 
erhoben werden; 

d) Verwaltungsformalitäten anläßlich der Er-
teilung von Einfuhr- oder Ausfuhrgenehmi-
gungen. 

2. Absatz i dieses Artikels findet keine Anwen-
dung, wenn es sich um folgendes handelt: 

a) Vorteile, die eine der Vertragsparteien Staa-
ten gewährt, die mit ihr eine Zollunion oder 
Freihandelszone bilden; 

b) Vorteile, die eine der Vertragsparteien Nach-
barländern zur Erleichterung des Grenzver-
kehrs einräumt; 

c) etwaige Maßnahmen einer der Vertragspar-
teien, mit denen sie ihren Verpflichtungen aus 
internationalen Rohstoffabkommen nach-
kommt. 

Artikel 3 

Beide Vertragsparteien werden nach Kräften die 
harmonische Ausweitung des wechselseitigen Han-
dels fördern und im Rahmen ihrer eigenen Möglich-
keiten zur Herstellung eines ausgewogenen Han-
delsverkehrs beitragen. 

Im Falle einer offensichtlich unausgewogenen Ent-
wicklung muß das Problem im Rahmen des Gemisch-
ten Ausschusses geprüft werden, damit die zur Ver-
besserung der Lage zu treffenden Maßnahmen emp-
fohlen werden können. 

Artikel 4 

1. Die Volksrepublik China berücksichtigt die Ein-
fuhren mit Herkunft aus der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft wohlwollend. Zu diesem 
Zwecke tragen die zuständigen chinesischen Be-
hörden Sorge dafür, daß die Exporteure der 
Gemeinschaft in die Lage versetzt werden, sich in 
vollem Umfang an den Gelegenheiten des Han-
dels mit China zu beteiligen. 

2. Die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft wird 
eine immer weitergehende Liberalisierung der 
Einfuhren mit Herkunft aus der Volksrepublik 
China anstreben. Zu diesem Zwecke bemüht sie 
sich, schrittweise Maßnahmen zu treffen, um die 
Liste der für die Einfuhr aus China liberalisier-
ten Waren zu erweitern und die Kontingents-
beträge zu erhöhen. Die Anwendungseinzel-
heiten werden im Rahmen des Gemischten Aus-
schusses geprüft. 

Artikel 5 

1. Beide Vertragsparteien sind gehalten, sich ge-
genseitig über etwaige Probleme ihres wechsel-
seitigen Handels zu unterrichten und in dem Be-
streben, den Warenaustausch zu fördern, freund-
schaftliche Konsultationen aufzunehmen, um eine 
beiderseitig befriedigende Lösung dieser Pro-
bleme zu finden. Jede Vertragspartei ist bestrebt, 
keine Maßnahmen vor den Konsultationen zu 
treffen. 

2. Jede Vertragspartei kann jedoch ausnahmsweise 
in Dringlichkeitsfällen Maßnahmen treffen, muß 
sich jedoch nach Kräften bemühen, zuvor eine 
freundschaftliche Konsultation einzuleiten. 

3. Trifft eine Vertragspartei die in Absatz 2 be-
zeichneten Maßnahmen, so sorgt sie dafür, daß 
die allgemeinen Ziele des Abkommens nicht ver-
letzt werden. 

Artikel 6 

Die beiden Vertragsparteien verpflichten sich, Be-
suche von Personen, Personengruppen und Delega-
tionen aus Wirtschaft, Handel und Industrie zu 
fördern, kommerzielle Verbindungen und Kontakte 
im industriellen und technischen Bereich zu erleich-
tern, die wechselseitige Veranstaltung von Messen 
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und Ausstellungen sowie die damit verbundenen 
Dienstleistungen zu begünstigen. Im Zusammenhang 
mit den vorgenannten Aktionen gewähren sie ein-
ander die größtmöglichen Erleichterungen. 

Artikel 7 

Der Warenaustausch und Dienstleistungsverkehr 
zwischen den beiden Vertragsparteien erfolgt zu 
marktgerechten Preisen und Frachtsätzen. 

Artikel 8 

Die Vertragsparteien kommen überein, die Bezah-
lung der Transaktionen nach den jeweils geltenden 
Gesetzen und Regelungen in den Währungen der 
Mitgliedstaaten der Gemeinschaft, in Renminbi oder 
in jeder sonstigen konvertierbaren und von den 
beiden an den Transaktionen beteiligten Parteien 
akzeptierten Währung vorzunehmen. 

Artikel 9 

1. Es wird ein Gemischter Handelsausschuß EWG

-

China eingesetzt, der sich aus Vertretern der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und Ver-
tretern der Volksrepublik China zusammensetzt. 

2. Der Gemischte Ausschuß hat die Aufgabe, 

— das Funktionieren dieses Abkommens zu 
überwachen und zu prüfen; 

— alle Fragen zu prüfen, die sich unter Umstän-
den bei der Durchführung dieses Abkommens 
ergeben; 

— die Probleme zu prüfen, die der Ausweitung 
ihres wechselseitigen . Handels entgegen-
stehen könnten; 

— die Mittel und neuen Möglichkeiten der För-
derung des Handels zwischen den Vertrags-
parteien sowie die sonstigen ihren wechsel-
seitigen Handel betreffenden Probleme zu 
prüfen 
und 

— Empfehlungen auszuarbeiten, die zur Ver-
wirklichung der Abkommensziele beitragen 
könnten. 

3. Der Gemischte Ausschuß tritt einmal jährlich ab-
wechselnd in Brüssel und Peking zusammen. 
Außerordentliche Tagungen können im gegen-
seitigen Einvernehmen auf Antrag einer der Ver-
tragsparteien einberufen werden. Den Vorsitz im 
Gemischten Ausschuß führt abwechselnd eine 
der beiden Vertragsparteien. Der Gemischte Aus-
schuß kann, falls beide Parteien dies für not-
wendig erachten, Arbeitsgruppen einsetzen, die 
ihn bei der Erfüllung seiner Aufgaben unter-
stützen. 

Artikel 10 

Was die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft an-
geht, so gilt dieses Abkommen für die Gebiete, in 
denen der Vertrag zur Gründung der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft angewendet wird, und zwar 
nach Maßgabe jenes Vertrages. 

Artikel 11 

Dieses Abkommen tritt am ersten Tage des Monats 
in Kraft, der auf den Monat folgt, in dem die Ver-
tragsparteien einander den Abschluß der hierfür er-
forderlichen Verfahren notifiziert haben. Es wird für 
fünf Jahre geschlossen. Das Abkommen wird still-
schweigend jeweils um ein Jahr verlängert, sofern 
es nicht von einer der Vertragsparteien schriftlich 
sechs Monate vor seinem Ablauf gekündigt wird. 

Im gegenseitigen Einvernehmen zwischen den Ver-
tragsparteien können jedoch Änderungen an dem 
Abkommen vorgenommen werden, um neuen Ge-
gebenheiten Rechnung zu tragen. 

Zu Urkund dessen haben die unterzeichneten Bevoll-
mächtigten dieses Abkommen unterzeichnet. 

Geschehen zu Brüssel, am 	  1978, in 
zwei Urschriften in deutscher, englischer, dänischer, 
französischer, italienischer, niederländischer und 
chinesischer Sprache, wobei jeder Wortlaut gleicher-
maßen verbindlich ist. 

Für die Regierung 
der Volksrepublik China 

Für den Rat der Euro

-

päischen Gemeinschaften 


